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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Ärzte und Pflegepersonal

Nachdem die SGK-NR die Ergebnisse der Vernehmlassung zum indirekten
Gegenvorschlag zur Pflegeinitiative zur Kenntnis genommen hatte, unterbreitete sie
Mitte Oktober 2019 ihrem Rat den entsprechenden Gesetzesentwurf. Dabei stellte sie
folgende Massnahmen vor, wie dem Fachkräftemangel und der fehlenden Attraktivität
des Pflegeberufs begegnet werden könne: Zum einen sollen dem Pflegepersonal mehr
Kompetenzen zugestanden werden. So sollen Pflegefachfrauen und -männer nach
Vereinbarung mit den Versicherern gewisse Leistungen, die vom Bundesrat definiert
werden, selbständig ohne ärztliche Anordnung durchführen dürfen. Zum anderen sollen
Spitäler, Pflegeheime und Spitexorganisationen verpflichtet werden, Pflegefachleute
auszubilden. Dabei müssten die Kantone für mindestens einen Teil der ungedeckten
Kosten, die im Rahmen der praktischen Ausbildungsleistungen anfallen, aufkommen,
wobei sie vom Bund während acht Jahren unterstützt würden. Weiter sah die SGK-NR
eine Verpflichtung der Kantone vor, Personen die eine Pflegeausbildung an einer
Höheren Fachschule oder Fachhochschule absolvierten, während ihrer Ausbildung mit
finanziellen Beiträgen unter die Arme zu greifen. Auch hier solle der Bund den
Kantonen während acht Jahren mit finanziellen Mitteln zur Seite stehen. Um das
Potential von Leuten auszuschöpfen, die nach altem Recht ein Pflegediplom erworben
hatten, und diesen den Zugang zu heutigen Aus- und Weiterbildungen zu eröffnen,
beabsichtigte die Kommission zudem, ein Anschlussangebot für diese Personengruppe
zu schaffen. Der Verpflichtungskredit, mit dem die SGK-NR die Ausbildungsoffensive
während den acht Jahren zu finanzieren plante, soll einen Umfang von maximal CHF
469 Mio. aufweisen. Eine Minderheit de Courten (svp, BL) wollte nicht auf die Vorlage
eintreten, da sie der Ansicht war, dass dadurch in einem Bereich hohe Kosten zu Lasten
des Bundes verursacht würden, der in die Zuständigkeit der Kantone und der Branche
falle. Ferner bestünde die Gefahr einer Mengenausweitung, wenn das
Pflegefachpersonal gewisse Leistungen ohne ärztliche Anordnung durchführen könnte. 1
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Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Grundschulen

Mitte Juni 2016 reichte Thomas de Courten (svp, BL) ein Postulat ein, mit dem er mehr
Effizienz- und Qualitätsgewinn im Schweizer Bildungswesen erreichen wollte. Der
Postulant legte zuerst dar, dass die öffentlichen Bildungsausgaben in den letzten zehn
Jahren um mehr als 30 Prozent gestiegen seien und im Jahr 2016 rund CHF 35 Mia.
betragen hätten. Diese Mehrausgaben würden gemäss de Courten aber nicht unbedingt
mit einer Qualitätssteigerung einhergehen, stattdessen würden Abschlussquoten an
Schulen stagnieren, ein Mangel an qualifizierten Schulabgängerinnen und
Schulabgängern in der Berufsbildung bestehen, verlängerte Ausbildungszeiten bis zum
Berufseinstieg entstehen, die Studienerfolgsquote beinahe stagnieren und keine
wesentlichen Verbesserungen beim internationalen Ranking der Schweizer
Bildungsinstitutionen stattfinden. De Courten fasste dies als Hinweise auf
Effizienzprobleme im Bildungswesen auf. Mitverantwortlich sei, dass in diesem Bereich
bisher wenige Daten gesammelt wurden und kein Controlling darüber bestehe, ob sich
Mehrausgaben im Bildungswesen ökonomisch lohnten. Mit seinem Vorstoss forderte er
den Bundesrat auf, einen Bericht zu erfassen, der die Kostenentwicklung auf Bundes-,
Kantons- und Gemeindeebene aufzeigt und aufklärt, wo ein Ressourceneinsatz
volkswirtschaftlichen Nutzen hat und mit welchen Massnahmen im Bildungswesen mehr
Effizienz und Qualität herbeigeführt werden kann.
In seiner Stellungnahme im August 2016 beantragte der Bundesrat dem Parlament, das
Postulat abzulehnen. Das Schweizer Bildungs-, Forschungs- und Innovationssystem
(BFI-System) geniesse bei Bund und Kantonen hohe Priorität und gelte weltweit als
eines der leistungsfähigsten. Der Bundesrat ging mit dem Postulanten einig, dass die
BFI-Ausgaben seit Mitte der 1990er Jahren stetig gewachsen seien. Gemessen am BIP
seien die öffentlichen Bildungsausgaben von 2006 bis 2013 von 5.2 auf 5.6 Prozent
gestiegen, gemessen als Anteil an den Staatsausgaben seien im gleichen Zeitraum die
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relativen Bildungskosten von 15.6 auf 17.3 Prozent gestiegen. 90 Prozent der
öffentlichen Bildungsausgaben würden die Kantone bezahlen, der Bund die restlichen
10 Prozent. Angesichts dieser Lastenverteilung kam der Bundesrat zum ersten Schluss,
dass das Anliegen in die Zuständigkeit der Kantone eingreife, was er aber ablehne.
Komme hinzu, dass seit 2010 alle vier Jahre der nationale Bildungsbericht erscheine, in
dem alle Bildungsstufen Rechenschaft bezüglich Effizienz, Effektivität und
Chancengerechtigkeit ablegen müssten. Der Bericht diene jeweils als Grundlage für die
gemeinsamen bildungspolitischen Ziele von Bund und Kantonen. Mit diesem Instrument
sah der Bundesrat das Anliegen des Postulats bereits als weitgehend erfüllt, weshalb er
das Anliegen zur Ablehnung empfahl.

Ende Februar 2018 wurde das Postulat im Nationalrat behandelt. Nach de Courtens
Erklärungen zum Inhalt des Postulats und der kurzen bundesrätlichen Stellungnahme
durch Johann Schneider-Ammann wurde bereits abgestimmt. Mit 99 zu 87 Stimmen (1
Enthaltung) nahm der Nationalrat das Postulat an. SP- (38), Grüne- (12), GLP- (6) und
BDP-Fraktion (6) stimmten geschlossen dagegen, die CVP-Fraktion sprach sich
grossmehrheitlich ebenfalls dagegen aus (24 von 28 Anwesenden). Für die Annahme des
Postulats war die SVP-Fraktion verantwortlich, die geschlossen dafür stimmte (66),
zusammen mit einer fast einstimmigen FDP-Fraktion (30 von 31 Anwesenden) und 3
abtrünnigen Räten der CVP-Fraktion. 2

1) BBl 2019, S. 8015 ff.
2) AB NR, 2018, S. 109 f.
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